


S. TEUE-R-.;-FINANZ.-;U.N'D G,E.LDW.ES-EN 

 

Gegenüber November 1953 ist die durchschnittliche 
Wochenarbeitszeit in der Gesamtindustrie um 1,8 Stun-
den (3,7 vH) zurückgegangen. Der Rückgang der Wo-
chenarbeitszeit war bei dgu männlichen Hilfsarbeitern 
mit 2,1 Stunden (-4,8 vH) am größten, bei den Weib. 
lichen Hilfsarbeitern mit 1,3 Stunden (-2,7 vH) am 
niedrigsten. 

Innerhalb der einzelnen Gewerbegruppen war im 
Baugewerbe mit — 12,3 Stunden (— 25,4 vH) wegen der 
ungünstigen Witterung der größte Rückgang zu ver-
zeichnen. Aber auch bei anderen Gewerbegruppen wur-
den zum Teil erheblich niedrigere Wochenarbeitszeiten 
als im November 1953 festgestellt, und zwar in der Le-
derverarbeitenden Industrie (-4,7 Std.), in der Gewerbe-
gruppe „Bautischlerei und Möbelherstellung" (-4,4 Std.) 
und in der Musikinstrumenten- und Spielwarenindustrie 
(— 3,3 Std.). Um 2 bis 3 Stunden niedrigere Wochen-
arbeitszeiten wurden für die Papierverarbeitende Indu-
strie, für das Buchdruckgewerbe, für die Textilindustrie 
und für das Bekleidungsgewerbe gemeldet. Bei diesem 
Vergleich ist allerdings zu herücksichtigen, daß in eini-
gen Gewerbegruppen die Arbeitsstundenzahl im Monat 
November — zum Teil durch das Weihnachtsgeschäft be-
dingt — verhältnismäßig groß war. 

Die Abnahme der Wochenarbeitszeit und der Rück-
gang des Bruttostundenverdienstes hatte zur Folge, daß 
auch der Bruttowochenverdienst in der Gesamtindustrie 
zurückging, und zwar um 3,43 DM; das sind 4,5 vH. 
Während der Rückgang für die männlichen Hilfsarbeiter 
3,71 DM betrug, lag der entsprechende Wert für die 
weiblichen Hilfsarbeiter bei 0,77 DM. 

Auch in der Entwicklung der für die einzelnen Ge-
werbegruppen ausgewiesenen Bruttowochenverdienste 
spiegeln sich die Veränderungen der Bruttostundenver-  

dienste und der Wocheuarbeitszeiten wider. In der nach-
folgenden Tabelle sind die Bruttowochenverdienste der 
Gewerbegruppen im November 1953 und im Februar 
1954 dargestellt, sofern die Erhöhungen größer als 2 vH 
und die Rückgänge größer als 3,5 vH waren. 
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Während das Ansteigen der Bruttowochenverdienste 
im wesentlichen auf Erhöhungen der Bruttostundenver-
dienste zurückzuführen ist, liegt der Grund für die Ab-
nahme der Bruttowochenverdienste hauptsächlich in den 
Rückgängen der Wochenarbeitszeiten. Nur im Fladh-
druckgewerbe, in der Glasindustrie und in der Musik-
instrumenten- und Spielwarenindustrie kommt auch den 
Rückgängen der Bruttostundenverdienste eine größere 
Bedeutung zu. Schneider 
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Die Realsteuerhebesätze der baden-württembergischen Gemeinden 
im Rechnungsjahr 1952 

 

Das in den Realsteuergesetzen vom 1. Dezember 1936`) 
verankerte Recht der Gemeinden, die Hebesätze für die 
Realsteuern entsprechend dem Steuerbedarf jährlich neu 
festzulegen — mit der landesrechtlichen Einschränkung, 
daß die Festsetzung eines Realsteuerhebesatzes der Ge-
nehmigung bzw. Zustimmung der Aufsichtsbehörde be-
darf, sofern bestimmte Sätze überschritten werden') —, 
hat naturgemäß eine örtlich bedingte Unterschiedlichkeit 
im Ausnützungsgrad der Steuern zur Folge. Zur Beur-
teilung dieser Steueranspannung und ihrer Entwicklung, 
aus der wertvolle Schlüsse auf die finanzielle Lage der 
Gemeinden gezogen werden können, ist eine laufende 
Beobachtung notwendig. Die in Form von Streuungs-
übersichten dargestellten Hebesätze der Gemeinden lie-
gen nunmehr für die vier Rechnungsjahre 1949 bis 1952 
vollständig vor'). 

Unter dem Hebesatz ist der von der Gemeinde alljährlich 
neu festzusetzende Hundertsatz zu verstehen, aus dessen An-
wendung auf den Steuermeßbetrag sich die jährliche Steuer-

 

BGBl. I S. 979 ff. 
VO Nr. 1122 der Landesregierung  Württemberg-Baden über die Geneh-
migung  der Realsteuerhebesätze vom 23. April 1952 (Reg.-Bl. S. 50) ; 
Runderlafi des Badischen 3linisteriums des Innern vom 3. Oktober 1951 
(Badisdhes 31inisterialbl:htt S. 3-11); Erlaß des Regierungspräsidiums 
Siidsriirttcotberg-Hobenzollern vom 12. Aueust 1953 Nr. I B 1 - 2241 
(Staatsanzeiger für Baden-Württemberg  1953 Nr. 65). 

a) Diese werden demnächst in den „Statistischen Berichten aus Baden-Würl-
tenhberg", Reihe: Vierteljährliche Gemeindefinanzstatistik Nr. VII -RSt -
1952, veröffentlicht.  

 

schuld ergibt. Die Ermittlung der Steuermeßbeträge ist in den 
Realsteuergesetzen geregelt. Den Steuermeßbeträgen liegen 
Steuermeßzahlen zugrunde, die nach bestimmten Sätzen an-
gewandt werden, nämlich in vom Tausend des Einheitswertes 
und des Gewerbekapitals und in vom Hundert des Gewerbe-
ertrags. In der Nachkriegszeit wurden jedoch, da die Steuer-
meßbetragsverzeichnisse noch nicht gleich weit fortgeschrieben 
waren, für die Berechnung der zu Vergleichszwecken dienen-
den gewogenen Durchschnittshebesätze nicht die Meßbeträge, 
sondern die sogenannten Grundbeträge verwendet. Um den 
Grundbetrag zu erhalten, wird das Steuer-Istaufkommen jeder 
einzelnen Gemeinde und jeder einzelnen Steuerart (Grund-
steuer A, Grundsteuer B und Gewerbesteuer) mittels des Hebe-
satzes der betreffenden Gemeinde auf ein Aufkommen bei 
einem Hebesatz von 100 vH zurückgerechnet. Beim Steuer-
Istaufkommen werden die kassenmäßigen Steuereinnahmen 
des jeweiligen Rechnungsjahres (1. April bis 31. März), die aus 
den Übersichten der Vierteljahresstatistik der Gemeindefinan-
zen entnommen werden, zugrunde gelegt, und zwar die Grund-
steuern ohne Grundsteuerbeteiligungsbeträge bzw. Grund-
steuerbeihilfen für Arbeiterwohnstätten und die Gewerbe-
steuer nach Ertrag und Kapital einschließlich Zweigstellen-
steuer, jedoch ohne Gewerbesteuerausgleidhszuschüsse. Zur Er-
mittlung des gewogenen Durchschnittshebesatzes wird dann 
jeweils für die einzelnen Steuerarten die Summe der Istauf-
kommen durch die Summe der Grundbeträge dividiert, und 
zwar je nach Bedarf für Größenklasse, Gemeindegruppe, Land-
kreis, Regierungsbezirk, Land. Bei dieser Methode muß in 
Kauf genommen werden, daß besonders bei der Gewerbesteuer 
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